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Der Konflikt um Bergkarabach eskaliert erneut: Aserbaidschan hat am Dienstag einen 

Militäreinsatz in der Region begonnen, die mehrheitlich von Armenien bewohnt wird. 

Armenien wirft Baku vor, Ziel sei eine „ethnische Säuberung“. Die EU verurteilt den 

Angriff. 

Infolge des aserbaidschanischen Militäreinsatzes sind in 

der Konfliktregion Bergkarabach laut Angaben von vor Ort mehrere 

Zivilisten getötet und verletzt worden. „Den bisherigen Informationen zufolge 

haben die aserbaidschanischen Angriffe mindestens zwei Tote, darunter ein 

Kind, und elf Verletzte, darunter acht Kinder, verursacht“, schrieb der 

Menschenrechtsbeauftragte der international nicht anerkannten Republik, 

Gegam Stepanjan, am Dienstag auf X (vormals Twitter). 

Laut dem armenischen Regierungschefs Nikol Paschinjan ist das 

aserbaidschanische Militär mit Bodentruppen in Berkkarabach im Einsatz. 

Ziel sei, die „ethnische Säuberung“ der armenischen Bevölkerung in der 

Region zu betreiben, so Paschinjan. Armenien sei „nicht in Kampfhandlungen 

verwickelt“, die Lage an der armenisch-aserbaidschanischen Grenze sei 

derzeit „stabil“. 

Paschinjan berief dem Verteidigungsministerium zufolge angesichts der „groß 

angelegten Militäraktionen“ Aserbaidschans den nationalen Sicherheitsrat 

ein. Das armenische Außenministerium appellierte in einer Erklärung an die 

in Bergkarabach stationierten russischen Friedenstruppen, die 

aserbaidschanische „Aggression“ mit „eindeutigen“ Maßnahmen zu beenden. 

Russische Soldaten sind seit 2020 in der Region eingesetzt, um ein damals am 

Ende eines mehrtägigen Kriegs geschlossenes Waffenstillstandsabkommen zu 



überwachen. 
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Zuvor hatte das aserbaidschanische Verteidigungsministerium in Baku 

verkündet, in der umstrittenen Region mit „Anti-Terror-

Einsätzen“ begonnen zu haben. Aus mehreren Städten der Region wurde 

daraufhin „intensiver Beschuss“ gemeldet. Der Mitteilung aus Baku zufolge 

dient der Militäreinsatz dazu, den nach dem letzten Bergkarabach-Krieg 2020 

im Waffenstillstand festgeschriebenen Rückzug armenischer Truppen aus 

dem Gebiet durchzusetzen. 

Es werde nur auf militärische Ziele geschossen, behauptete das 

aserbaidschanische Verteidigungsministerium. Den Angaben aus Baku zufolge 

wurden zuvor zunächst eigene Stellungen von armenischer Artillerie 

angegriffen und mehrere Soldaten verletzt. 

Aserbaidschan forderte als Bedingung für das Ende seines Militäreinsatzes die 

Niederlegung der Waffen und die Abdankung der armenischen Führung in 

Bergkarabach. „Die illegalen armenischen Militärverbände müssen die weiße 



Flagge hissen und alle Waffen abgeben, und das ungesetzliche Regime muss 

abdanken“, hieß es in einer am Dienstag von örtlichen Medien verbreiteten 

Erklärung der Präsidialverwaltung in Baku. Anderenfalls würden die 

Kampfhandlungen bis zum Ende geführt, betonte die Führung der autoritär 

geführten Ex-Sowjetrepublik. 

Die Behörden in Bergkarabach wiederum riefen zu einem sofortigen 

Waffenstillstand auf. Bergkarabach fordere die aserbaidschanische Seite auf, 

das Feuer sofort einzustellen und Verhandlungen aufzunehmen, erklärte das 

Außenministerium der abtrünnigen Region auf Telegram. 

Die Europäische Union verurteilte den aserbaidschanischen Militäreinsatz. 

„Wir fordern ein sofortiges Ende der Feindseligkeiten und rufen 

Aserbaidschan auf, die derzeitigen militärischen Aktivitäten einzustellen“, 

teilte der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell am Dienstag mit. Der Dialog 

zwischen Baku und den Karabach-Armeniern müsse dringend wieder 

aufgenommen werden. Die militärische Eskalation dürfe nicht als Vorwand 

dienen, um die Abwanderung der lokalen Bevölkerung zu erzwingen, hieß es 

weiter. 

Bundesaußenministerin Annalena Baerbock (Grüne) forderte 

Aserbaidschan zum sofortigen Stopp seines militärischen Vorgehens auf. 

„Aserbaidschan muss den Beschuss sofort einstellen und an den 

Verhandlungstisch zurückkehren“, erklärte Baerbock am Dienstag am Rande 

der UN-Vollversammlung in New York. „Die Zusage Bakus, von militärischen 

Maßnahmen abzusehen, wurde gebrochen.“ 

Auch US-Außenminister Antony Blinken rief Aserbaidschan auf, seine 

Offensive „sofort“ zu beenden. Der Militäreinsatz verschärfe die „bereits 

schwierige humanitäre Lage in Bergkarabach“ und untergrabe die Aussichten 

auf Frieden, erklärte Blinken nach Telefongesprächen über die neue Krise 

während der UN-Generaldebatte in New York. Die Anwendung von Gewalt sei 



„inakzeptabel“, die Feindseligkeiten müssten eingestellt werden, erklärte er 

weiter. 

Moskau „tief besorgt“ 

Russland rief ebenfalls zur Beendigung der Kämpfe auf. „Wir sind tief 

besorgt wegen der scharfen Eskalation der Lage in Bergkarabach“, sagte die 

Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa, bei einem 

Pressebriefing. Das Blutvergießen und die Kämpfe müssten beendet und der 

Konflikt auf diplomatischem Weg gelöst werden. Sacharowa wies zugleich in 

Armenien erhobene Vorwürfe zurück, dass Russland in die Angriffspläne 

Aserbaidschans eingeweiht gewesen sei. Die dort stationierten russischen 

Truppen hätten erst Minuten vor dem Beginn des Militäreinsatzes davon 

erfahren, sagte sie. 

Frankreich strebt wegen der Lage eine Dringlichkeitssitzung des UN-

Sicherheitsrats an. Das teilte das französische Außenministerium in Paris mit. 

Frankreich spreche sich eng mit seinen europäischen und amerikanischen 

Partnern ab, um eine starke Antwort auf die inakzeptable Offensive zu geben, 

hieß es. Armenien hatte den UN-Sicherheitsrat bereits zu Maßnahmen 

aufgerufen. Frankreich forderte Aserbaidschan der Mitteilung zufolge dazu 

auf, seine Offensive unmittelbar zu beenden. Kein Vorwand könne eine solch 

einseitige Aktion rechtfertigen, die Tausende Zivilisten bedrohe. 

Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan hingegen stellte sich hinter 

den aserbaidschanischen Militäreinsatz. Die Türkei unterstütze die Schritte 

zum „Schutz der regionalen Integrität Aserbaidschans“, sagte Erdogan am 

Dienstag zu Beginn der Generaldebatte der UN-Vollversammlung in New 

York. Später fügte er hinzu, er hoffe auf ein schnelles Ende der 

„Entwicklungen in der Region“. 



 

Rauch nach Beschuss: Auf diesem Bild vom aserbaidschanischen Verteidigungsministerium soll eine armenische 

Stellung in Bergkarabach zu sehen sein 
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Das christlich-orthodoxe Armenien und das muslimische Aserbaidschan sind 

seit Langem verfeindet. Größter Streitpunkt zwischen Eriwan und Baku ist die 

Enklave Bergkarabach, die zu Aserbaidschan gehört, aber von Armeniern 

bewohnt wird. Nach einem Krieg Anfang der 90er-Jahre hatte zunächst 

Armenien die Oberhand. In einem zweiten Krieg 2020 siegte das mit Geld aus 

dem Öl- und Gasgeschäft hochgerüstete Aserbaidschan und eroberte eigenes 

Territorium zurück. 

In kürzeren Militäraktionen danach besetzte Baku auch etwa 150 

Quadratkilometer armenisches Staatsgebiet. Das Außenministerium von 

Armenien verlangte in der vergangenen Woche, dass Aserbaidschan diese 

Gebiete räumt. Baku erwiderte, dass Armenien immer noch acht 

aserbaidschanische Dörfer besetzt halte. Baku blockiert seit Monaten die 

Verbindung der etwa 120.000 Karabach-Armenier nach Armenien. In dem 

Gebiet fehlt es an Lebensmitteln und Medikamenten. 

https://www.welt.de/politik/ausland/article216870048/Armenien-und-Aserbaidschan-Worum-es-im-Krieg-um-Bergkarabach-geht.html


Aserbaidschan wird in dem Konflikt von der Türkei unterstützt, 

während Russland als traditionelle Schutzmacht Armeniens an Einfluss 

verliert. „Infolge der Ereignisse in der Ukraine haben sich die Möglichkeiten 

Russlands verändert“, sagte kürzlich Regierungschef Paschinjan in einem 

Interview mit dem US-Medium „Politico“. Sein Land wolle künftig vermeiden, 

von äußeren Beschützern abhängig zu sein. 

 

 


